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Die Aushandlung der kosovarischen Staatlichkeit in der EU-Außen- und Er-

weiterungspolitik 
 

Forschungszugang, Relevanz und Ziele der Arbeit 

Kosovo in den heutigen Grenzen war ab 1945 Teil der jugoslawischen Teilrepublik Serbien, ab 

1974 mit weitgehender Autonomie. 1989 schränkte die Regierung unter dem damaligen serbi-

schen Präsidenten Slobodan Milošević den autonomen Status Kosovos drastisch ein und unter-

drückte die ethnisch albanischen Bevölkerungsmehrheit (Krasniqi 2012, 355). Diese leistete 

sowohl mit gewaltfreien Methoden als später auch bewaffnet Widerstand gegen die jugoslawi-

schen und serbischen Sicherheitskräfte. Als ein internationales Ultimatum um eine friedliche 

Lösung des Konflikts verstrichen war, erfolgten 1999 Luftangriffe durch NATO-Streitkräfte 

auf zumeist militärische Ziele in Jugoslawien, die durch das Kumanovo-Abkommen am 9. Juni 

1999 beendet wurden (Deda 2010, 88).  

Auf Basis der Resolution 1244 des UN-Sicherheitsrats wurde in Kosovo ein internationales 

Protektorat eingerichtet, das Jugoslawien die Kontrolle über das Gebiet entzog und einen Frie-

dens- und Wiederaufbauplan vorlegte (De Wet 2009, 84ff). Der Vorschlag des UN-Sonderge-

sandten Martti Ahtisaari für ein umfassendes Abkommen zur Lösung der Kosovo-Statusfrage 

wurde 2007 in Prishtina angenommen, in Belgrad jedoch abgelehnt. Da Russland im UN-Si-

cherheitsrat die serbische Position unterstützte, wurde keine Vereinbarung über die künftige 

Regierungsführung getroffen und Kosovo erklärte am 17. Februar 2008 unterstützt von den 

USA und vielen europäischen Staaten seine Unabhängigkeit (Krasniqi 2012, 356). 2010 bestä-

tigte ein rechtlich nicht bindendes Urteil des Internationalen Gerichtshofs, dass die Unabhän-

gigkeitserklärung kein Verstoß gegen das Völkerrecht sei.  

2008 entsandte die EU die zivile Mission EULEX Kosovo, um Reformen und Aufbau der Jus-

tiz-, Zoll- und Polizeistrukturen zu unterstützen und Rechtsstaatlichkeit zu fördern. Sie war mit 

weitreichenden Exekutivbefugnissen ausgestattet, wie der Verfolgung organisierter und inte-

rethnischer Kriminalität, Kriegsverbrechen und Korruption hochrangiger Beamter. Strategische 

Differenzen zwischen den Mitgliedstaaten sowie zwischen dem Europäischen Rat und der 

Kommission begrenzten jedoch den Umfang der Mission und ihre Legitimität. Aufgrund der 

unterschiedlichen Haltungen der Konfliktparteien wurde der Übergang von UNMIK zu EU-

LEX erschwert und entstanden Parallelstrukturen und sich überschneidende Zuständigkeiten 

(Krasniqi 2012, 356f).  

Auf Basis des Vertrags von Lissabon wurde 2010 der Europäische Auswärtige Dienst (EAD) 

eingerichtet, der internationale Missionen und Vertretungen verwaltet und auch für die 
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Normalisierungsverhandlungen zwischen Belgrad und Prishtina zuständig ist. Die EU wurde in 

ihrer Doppelrolle in Kosovo angesichts der internen Uneinigkeit über dessen Status von Anfang 

an kritisiert. Außenpolitische Entscheidungen erfordern Einstimmigkeit im Europäischen Rat, 

was den fünf EU-Staaten, die die Unabhängigkeit Kosovos nicht anerkennen, großes Gewicht 

verleiht (Gross & Rotta 2011, 3ff). Der Dialog konnte zunächst maßgebliche Erfolge verzeich-

nen, verlor jedoch im Zuge multipler paneuropäischer Krisen zunehmend an Bedeutung und ist 

erst mit dem russischen Angriffskrieg auf die Ukraine 2022 wieder in den Fokus gerückt. 

Auf Basis der Innen- und Außenrezeption der EU als „normative” bzw. „Zivilmacht” will die 

vorliegende Arbeit die EUropäische Außen- und Erweiterungspolitik in Kosovo analysieren 

und bewerten, wobei zwischen Prinzipien/Strategien, Instrumenten/Handlungen und Ergebnis-

sen/Wirkungen unterschieden wird (Vgl. Manners 2008, 45; Tocci 2008, 5). Aufbauend auf 

Theorien und Methoden der poststrukturalistischen Politischen Geographie und Kritischen Ge-

opolitik zielt sie zudem darauf ab, ethno-territoriale Argumentationsmuster und um diskursive 

Handlungsstrategien und Muster relevanter Akteure und Gruppen (Stakeholder) in Bezug auf 

Staatlichkeit, Identität und Territorium in Kosovo zu dekonstruieren und daraus resultierende 

(geo-)politische Spannungsfelder zu erklären. Wie im Folgenden weiter ausgeführt wird, ent-

faltet sich Macht auch diskursiv und liegt oft in den Bruchlinien bzw. hinter dem politischen 

Diskurs verborgen und soll hier sichtbar gemacht werden. Im zweiten Schritt erfolgt eine em-

pirische Analyse der politischen und gesellschaftlichen Folgen in Kosovo sowie auf die geopo-

litische Ausrichtung des Landes. Da sowohl vonseiten der kosovarischen Regierung und (Zivil-

)Gesellschaft als auch durch die Europäische Union ein etwaiger EU-Beitritt angestrebt wird, 

steht diese Perspektive im Mittelpunkt der Betrachtung. Transformations- und integrationsthe-

oretische Ansätze werden dazu genutzt, die Entwicklung des kosovarischen Nationalstaats und 

potenziellen EU-Beitrittskandidaten zu analysieren. Zentrale Politikfelder der Analyse sind die 

Rolle der EU im Staats- und Nationsaufbau, der Stabilisierungs- und Assoziierungsprozess der 

EU in Südosteuropa, sowie der EU-geführte Dialog zwischen Kosovo und Serbien. 

 

Theorien  

Indem sich diese Dissertation mit der Dekonstruktion der EUropäischen Außen- und Erweite-

rungspolitik und der Analyse diskursiver Handlungsstrategien verschiedener Akteure in Bezug 

auf Kosovo befasst, bedient sie sich Methoden der poststrukturalistischen Politischen Geogra-

phie und Kritischen Geopolitik. Diese interdisziplinären Ansätze sind sowohl in der Humange-

ographie als auch den Internationalen Beziehungen (IB) verankert und grenzen sich von einem 

objektivistischen Raumverständnis und der „klassischen” Geopolitik als ein Instrument 
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imperialistischer Ansprüche ab. Sie hinterfragen räumliche Repräsentationen im internationa-

len politischen System und betrachten sie als epistemisches und soziales Konstrukt (Ruggie 

1993, 157f.). Aufbauend auf der Dekonstruktion der interessenbasierten Strategien zentraler 

Akteure sollen dominante Erzählungen der EUropäischen Integration in Bezug auf Kosovo so-

wie deren Brüche sichtbar gemacht und hinterfragt werden, um so eine neue Bewertung zu 

ermöglichen und daraus Zukunftsperspektiven sowie neue Handlungshorizonte zu entwickeln. 

Die Notwendigkeit der räumlichen Organisation ergibt sich aus der Struktur internationaler po-

litischer Systeme und ihrer Funktionsweisen, allen voran der Nationalstaat als zentrale Einheit 

der internationalen Ordnung und Interaktion. Kritische Geopolitik und poststrukturalistische 

Politische Geographie sehen sich explizit in der Tradition von Forscher:innen wie Benedict 

Anderson, Edward Said und Maria Todorova, die scheinbar natürliche territoriale Kategorien 

wie Staat, Nation, aber auch regionale Zuschreibungen systematisch dekonstruieren. Andersons 

Werk Imagined Communities (1983) befasst sich mit dem Gefühl einer geteilten Gemeinschaft 

und Erinnerung in modernen Staaten als eine kunstvoll geschaffene Illusion: „It is imagined 

because the members of even the smallest nation will never know most of their fellow-mem-

bers, meet them, or even hear of them, yet in the minds of each lives the image of their com-

munion” (ibid, 6; Hervorhebung im Original). Nationalität ist nicht naturgegeben, sondern eine 

Zuschreibung, die über große politische Kraft und gleichzeitig geringe rationale Rechtfertigung 

verfügt. Dies geht einher mit einer bewussten Abgrenzung zu anderen (imaginären) Gemein-

schaften, die homogenisiert und gegenüber der eigenen abgewertet werden (ibid).  

Said (1978) und Todorova (1997) bieten zwei der prominentesten Dekonstruktionen scheinbar 

neutraler, in Wahrheit jedoch stark aufgeladener geographischer Begriffe: „Orient“ und „Bal-

kan“. Beide betreffen Kosovo als mehrheitlich muslimisches Land mit langer osmanischer Ge-

schichte einerseits und gelegen inmitten des heute sogenannten „Westbalkans“ andererseits, 

also der Länder der Region, die (noch) nicht Teil der EU sind und anhand derer sich die Fort-

setzung dieser Stigmatisierung und Eigendefinition in Abgrenzung dazu beobachten lässt (Vgl. 

z.B. Kolstø 2016). Dass der Begriff „Balkan” selbst in den so bezeichneten Ländern im Gegen-

satz zu „Europa” verstanden wird, zeigte eine Umfrage aus dem Jahr 2011, aus der auch her-

vorging, wie orientalistische Bilder die Wahrnehmung des Andersseins verstärkten. Kulturelle 

und politische Merkmale bestimmen das Ausmaß, in dem ein Land als balkanisch oder europä-

isch wahrgenommen wurde, wodurch mehrheitlich muslimische Länder eher als balkanisch 

klassifiziert werden als christliche und NATO-Mitgliedsländer weniger (ibid.). Andere Identi-

tätsmerkmale fehlen in dieser Darstellung, in der die ethnische Zugehörigkeit als dominant und 

unveränderlich dargestellt wird. 
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Trotz der signifikanten Weiterentwicklung der EUropäischen Außenpolitik seit den 1990er Jah-

ren hat die Gemeinsame Sicherheits- und Verteidigungspolitik (GSVP) nur eine geringe mili-

tärische Komponente und setzen die meisten Mitgliedstaaten in diesen Belangen auf die NATO. 

Angesichts der Abhängigkeit auf diesem Gebiet von den USA, die auch in den Kriegen in Bos-

nien-Herzegowina und Kosovo deutlich wurde, fordern einige Mitgliedstaaten mehr militäri-

sche Autonomie der EU; von dieser kann aber bisher keine Rede sein (Risse 2012, 90f.). Statt-

dessen hat sich seit den 1970er Jahren das Konzept der „Zivilmacht Europa“ etabliert, wonach 

die EU und ihre Partner in der unmittelbaren „Nachbarschaft“ Kooperation durch Annäherung 

schaffen und so Konflikten vorbeugen sollen, auf Basis der Erfahrungen der EUropäischen In-

tegration nach dem Zweiten Weltkrieg (Bachmann & Sidaway 2008, 96; Duchêne 1972). 

So begründet sich die dezidiert wertegeleitete Außenpolitik der EU, die entsprechend normative 

Ziele verfolgt, welche über die unmittelbaren Interessen der Mitgliedstaaten hinausgehen. Eine 

„Zivilmacht“ lehnt zwar den Einsatz militärischer Gewalt nicht grundsätzlich ab, setzt aber auf 

kooperative Sicherheitspolitik, Multilateralismus und (Völker-)Rechtsstaatlichkeit – also genau 

jene außen- und sicherheitspolitische Identität, die die EU seit den 1990er Jahren aufzubauen 

versucht, auch wenn sie erst Anfang der 2000er Jahre über ein entsprechendes Instrumentarium 

verfügte (Risse 2012, 90). Als geopolitisches Konzept und Alleinstellungsmerkmal fußt es auf 

drei Säulen. Erstens soll die erfolgreiche Kooperation in Europa als Beispiel dienen, anhand 

dessen auch in anderen Teilen der Welt friedliche Koexistenz gesichert werden kann. Zweitens 

besitzt die EU Instrumente zur Unterstützung von Staaten, die sich den gleichen Werten ver-

pflichten und sich ihr in wirtschaftlichen, sozialen, ökologischen und anderen Bereichen annä-

hern möchten. Hierzu gehören die verschiedenen Ansätze der Nachbarschafts- und Erweite-

rungspolitik in eigens dafür geschaffenen Regionen wie dem „Westbalkan“, der „Östlichen 

Partnerschaft“ oder der „Südlichen Nachbarschaft“ (Europäische Kommission, o. D.). Drittens 

soll die EU als geopolitisches Gegengewicht zu Großmächten wie China und Russland, aber 

auch den USA dienen, deren außenpolitische Prioritäten sich von denen der EU unterscheiden 

(Bachmann & Sidaway 2008, 99f.). Tatsächlich lässt sich beobachten, dass Diskussionen um 

mehr EUropäische sicherheitspolitische Autonomie immer dann besonders präsent sind, wenn 

Differenzen zwischen EU und USA zunehmen. Gleichzeitig stoßen die normativen Ansprüche 

und Ideale dieser wertegeleiteten Außenpolitik in der Praxis oft an Grenzen, wenn sie etwa mit 

Interessen der Mitgliedstaaten oder nationalen Realitäten kollidieren (Risse 2012, 90; zur kriti-

schen Rezeption, s.a. Hettne & Söderbaum 2005; Sjursen 2006; Tocci 2008). 
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Methoden 

Die Kombination verschiedener Methoden ermöglicht es, die Analyse zu triangulieren und die 

Ergebnisse zu kombinieren und kontrastieren, um das Verständnis zu erweitern (Miller & Fre-

dericks 1996, 62f.). Dazu gehörten erstens ein ausschließlich theoretischer Teil auf der Grund-

lage von Literatur, zweitens empirische Interviews mit Expert:innen und schließlich Daten, die 

als Teil der Politikethnographie gesammelt wurden. Als Analystin bzw. Projektmanagerin bei 

Thinktanks in Berlin und Brüssel und als Trainee bei der EU-Vertretung in Kosovo hatte die 

Autorin seit 2017 privilegierte Zugänge und direkte Erfahrungen der alltäglichen Praxis der 

EU-Außenpolitik in Kosovo. Diese fließen im Sinne der Politikethnographie (policy ethno-

graphy) ebenfalls in diese Arbeit ein, um ein möglichst umfassendes Bild zu erzeugen (Vgl. 

Schatz 2013; Baiocchi & Connor 2008; Adler-Nissen 2016). Zentrales Instrument dieser Arbeit 

ist die Politische Diskursanalyse (Political Discourse Analysis, PDA). Hierzu wird die von 

Fairclough und Fairclough (2012; aufbauend u.a. auf van Dijk 1997, Wodak 2009) vorgeschla-

gene Methodik genutzt, die sich neben der kritischen Diskursanalyse nach Foucault auch auf 

Erkenntnisse aus der Politischen- sowie Argumentationstheorie stützt und eng mit der Rhetori-

schen Politischen Analyse nach Finlayson (2007) verwandt ist. 

Dieses Verfahren ist in der Politikwissenschaft nicht standardisiert und dient häufig als Schab-

lone, anhand derer die Ergebnisse anderer qualitativer Methoden ausgewertet werden (Lang & 

Leifeld 2008, 234f.). So untersucht auch diese Arbeit die ausgewertete Literatur und Interviews 

nach Verbindungen und Zusammenhängen, die von den Stakeholdern bzw. den Befragten ex-

plizit oder implizit angeführt werden. Da eine detaillierte Auswertung aller relevanten Quellen 

den Rahmen dieser Arbeit sprengen würde, wurde neben ausgewählter Literatur eine qualitative 

Umfrage unter relevanten Expert:innen genutzt. Sie wurden gebeten, die folgenden Fragen 

schriftlich zu beantworten: „Welche Position vertritt Ihr Kompetenzland gegenüber der Eigen-

staatlichkeit Kosovos?“ und „Welchen Standpunkt vertritt Ihr Kompetenzland gegenüber der 

Eigenstaatlichkeit Kosovos?”. Auch die Politikethnographie diente als Quelle. Daraus ergibt 

sich ein komplexes Bild Kosovos im Gefüge nationaler und internationaler Interessen, das den 

Einstieg in die Analyse der einzelnen Positionen und deren Wechselwirkungen schafft. 

 

Historische Hintergründe und gesellschaftliche Entwicklungen 

Historische Mythen und Ursprungsgeschichten sind ein wesentlicher Bestandteil kollektiver 

Erfahrungen und konstitutiv für nationalistische Narrative (Anderson 1983; Hobsbawm & Ran-

ger 1992). Als solche sind sie Gegenstand gesellschaftlicher Aushandlungsprozesse und 



Thesenblatt Seebass 

 

6
 

Mobilisierungsstrategien und bergen durch ihren emotionalen Charakter auch ein hohes Kon-

fliktpotential (Schwandner-Sievers 2002, 17). Historische Bezüge (legacies) sind zentrale kon-

stitutive Faktoren im Prozess des State- und Nation-Building und der EUropäischen Annähe-

rung (Janos 2001; Cirtautas & Schimmelfennig 2010). Aus einer poststrukturalistischen Per-

spektive wird hier argumentiert, dass es vor allem die Instrumentalisierung prävalenter histori-

scher Narrative durch politische Akteure ist, denen auf diese Weise im öffentlichen Diskurs 

Bedeutung verliehen wird. Darum liegt der Fokus neben belegbaren historischen Ereignissen 

auf der diskursive Konstruktion und Aktivierung sowie Manipulation (erfundener) Traditionen 

und geteilter Erfahrungen (Hobsbawm & Ranger 2012, 1ff.). 

Ein unabhängiges (wenngleich umstrittenes) Staatsgebiet Kosovo gibt es in den heutigen Gren-

zen erst seit der Unabhängigkeitserklärung am 17. Februar 2008. Annähernd diese Demarkation 

hatte das Gebiet unter dem Namen seit 1945, während etwa das im Osmanischen Reich festge-

legte Vilâyet Kosovo immer auch Gebiete umfasste, die heute zu dessen Nachbarstaaten gehö-

ren (Schmitt 2008, 35). Dennoch ist eine gesonderte Betrachtung der Geschichte Kosovos mög-

lich, die sich vor allem durch das jahrhundertelange Zusammenleben von Serb:innen und Al-

baner:innen von benachbarten Territorien unterscheidet (Clewing 2000, 19). Der im Zuge nati-

onaler Ansprüche auf das Gebiet geführte „Streit um die Entwicklung der Ethnostruktur Koso-

vos ist im Wesentlichen identisch mit dem Streit um dessen Geschichte überhaupt” (ibid). Wie 

Malcolm (1998, 22) betont, kann die Geschichte dieser Völker nicht als linear verstanden wer-

den und wandelt sich Identität insbesondere durch die Kontakte der Sprachen und Kulturen. 

Auch sind ethnische oder nationale Identitäten nichts historisch statisch, sondern Teil diverser 

Aushandlungsprozesse. Kollektive Bezeichnungen und Zugehörigkeitsmerkmale verändern 

sich ebenso wie die Menschen, die unter diesen zusammengefasst wurden. Ebenso wenig lassen 

sich zeitgenössische territoriale Ansprüche auf Basis historischer Völkerwanderungen rechtfer-

tigen. Dennoch dominieren solche linearen Erzählungen vielfach die postjugoslawischen nati-

onalen Geschichtsschreibungen und beeinflussen internationale politische Diskurse. 

Die Deutung des Konflikts zwischen serbischen und albanischen Ansprüchen hat Kosovo zum 

„Land der zwei Geschichten” werden lassen: Einer albanischen von den Illyrer:innen bis zur 

Unabhängigkeit 2008 und einer serbischen vom Reich König Dušans bis zur Rückeroberung 

1912 (Bieber & Daskalovski 2003, 3; Hajrullahu 2007, 38; Schmitt 2008, 29). Die Wahrheit ist 

jedoch deutlich vielschichtiger und Gegenstand komplexer gesellschaftlicher Aushandlungs-

prozesse und identitätspolitischer Mobilisierung unter dem weitreichenden Einfluss internatio-

naler Akteure. Ab Mitte des 19. Jahrhunderts unterlag das Gebiet rivalisierenden Ansprüchen 

eines durch die international organisierte serbische Elite erfolgreich institutionalisierten 
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serbischen Nationalismus‘ und erwachenden Autonomiebestrebungen traditionell staatsferner 

albanischer Clans, deren Nationalismus sich spät entwickelte und im Osmanischen Reich er-

folgreich unterdrückt wurden. Bei der Aufteilung des Balkans durch die europäischen Groß-

mächte spielten albanische Interessen eine untergeordnete Rolle und waren Staats- und Natio-

nenbildung vor allem durch Fremdbestimmung geprägt. 

Im Verlauf des 20. Jahrhunderts und teils bis heute spielten internationale Allianzen und Nar-

rative eine zentrale Rolle, von lokalen Bündnissen während der Weltkriege bis zum Partisanen-

mythos unter Tito, wohinter kosovarische Ansprüche lange zurückstanden. Der heutige Natio-

nalstaat in seiner Form und Ausrichtung wurde direkt durch die internationale Staatengemein-

schaft geschaffen, wobei auch Stellvertreterkonflikte vom Berliner Kongress bis zur Rezeption 

des NATO-Einsatzes eine Rolle spielen. So kommt zur Jahrtausendwende eine dritte Ge-

schichte hinzu: Kosovo als von außen und innen geschaffenes multi-ethnisches Protektorat mit 

dem Ziel der Aufnahme in die EU. Während die EUropäische Staatengemeinschaft im Zuge 

der Jugoslawienkriege lange nicht gemeinsam handlungsfähig war, übernahm sie nach der Un-

abhängigkeit die leitende internationale Rolle in der weiteren Entwicklung Kosovos. 

 

Die EU und Kosovo 

Die EU schuf die Basis einer gemeinsamen, dezidiert wertegeleiteten Außen- und Sicherheits-

politik (GASP), wozu auch die gemeinsame Sicherheits- und Verteidigungspolitik (GSVP) ge-

hört, 1992 in Maastricht mit dem Vertrag über die Europäische Union (Stobbe 2011, 69f.). 

Angesichts der multiplen gewalttätigen Eskalationen in Südosteuropa sollte so eine größere 

Handlungsfähigkeit gewährleistet werden als unter der bisherigen, deutlich informelleren Eu-

ropäischen Politischen Zusammenarbeit (EPZ). Dem Anspruch einer Führungsrolle angesichts 

einer europäischen Krise, als die der Zerfall des Vielvölkerstaates verstanden wurde, wurde die 

Europäische Gemeinschaft (EG) jedoch lange nicht gerecht (Ginsberg 2001, 59f.; Brenner 

1992, 587f.; s.a. Forsberg 2011). Erst mit dem Kosovo-Krieg, an dem viele Mitgliedstaaten als 

NATO-Mitglieder beteiligt waren, wurde die Bedeutung der Region für gesamtkontinentale 

Stabilitäts- und Sicherheitsstrategien sowie die Rolle der Erweiterungspolitik zur Erreichung 

dieser Ziele im Diskurs dominant und trug maßgeblich zur Entwicklung der GSVP bei. Erst 

nach dem gescheiterten Versuch einer EU-Verfassung 2005 und dem Inkrafttreten des Vertrags 

von Lissabon (2009) wurde die außenpolitische Säule institutionell aufgewertet, wobei die Mit-

gliedstaaten im Europäischen Rat das letzte Wort behielten (Morillas 2011, 243ff.).  
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Spätestens seit den Verhandlungen um Ahtisaari war eindeutig, dass Kosovo in Zukunft eine 

Form von Staatlichkeit und Selbstverwaltung zugestanden würde – und dass die EU die Haupt-

rolle im Aufbau der staatlichen Institutionen spielen sollte. Eng damit verbunden war die „eu-

ropäische Zukunft” Kosovos auf Basis der Thessaloniki-Erklärung von 2003 im Rahmen des 

Stabilisierungs- und Assoziierungsprozesses für die ganze Region (Kommission der Europäi-

schen Gemeinschaften 2005). Auf Basis der UN-Sicherheitsratsresolution 1244 plante die EU 

bereits ab 2006 konkret die Entsendung einerseits eines Zivilen Vertreters (ICO) und EU-Son-

derbeauftragten (EUSR) in Personalunion und andererseits einer zivilen GSVP-Mission. Beide 

wurden am 16. Februar 2008, einen Tag vor Kosovos Unabhängigkeitserklärung, im Rat ver-

abschiedet. Anders als ursprünglich vorausgesehen, war die Statusfrage zu diesem Zeitpunkt 

nicht gelöst und herrschte keine Einigkeit innerhalb der Union. Schon der damalige EU-Rats-

präsident Solana und der Erweiterungskommissar Rehn hatten 2005 gewarnt: „EU coherence 

will not only be crucial during the final stage of the Status process but equally during the im-

plementation phase” (Europäische Kommission 2006). Um diese zu gewährleisten, mussten 

daher im Mandat der Mission und auch des Sonderbeauftragten neue Kompromisse gefunden 

und die Statusfrage erneut aufgenommen werden.  

Die einseitige Unabhängigkeitserklärung Kosovos im Februar 2008 war nicht nur innerhalb der 

UN und EU umstritten, sondern führte auch zu Spannungen mit Serbien. Zu diesem Zeitpunkt 

unterstützte etwa die Hälfte der Serb:innen einen EU-Beitritt ihres Landes, gleichzeitig fühlten 

sich viele von den USA und der EU betrogen, weil diese die Abspaltung Kosovos befürworte-

ten. Zudem war die Situation der Kosovo-Serb:innen vor allem im mehrheitlich serbischen Nor-

den ungeklärt, da sie weiterhin Institutionen unter serbischem Recht nutzten (Ilazi 2024, 103). 

Die Regierung in Belgrad entschied, den Internationalen Gerichtshof (IGH) um eine offizielle 

völkerrechtliche Einschätzung der Unabhängigkeitserklärung der Provisorischen Selbstverwal-

tungsinstitutionen Kosovos zu ersuchen, unterstützt von der Generalversammlung der UN 

(UNGA). Nach intensiven Beratungen, an denen sich auch viele EU-Staaten beteiligten, gab 

der IGH am 22. Juli 2010 bekannt, dass die Unabhängigkeitserklärung keine geltenden Regeln 

des internationalen Völkerrechts verletze, einschließlich Resolution 1244 (ICJ 2010). Darauf-

hin entwarf Serbien in Zusammenarbeit mit der EU eine UNGA-Resolution, die im September 

desselben Jahres verabschiedet wurde und den Grundstein für einen von der EU vermittelten 

Dialog zwischen den Regierungen legte. Die Verhandlungen wurden 2011 aufgenommen und 

sollten neben der Sicherung von langfristigem Frieden und Stabilität auch die Fähigkeit der EU 

als globaler Akteur etablieren (Troncotă 2017, 216; United Nations, 2010). 

 



Thesenblatt Seebass 

 

9
 

Akteure und Positionen in der EU-Außenpolitik gegenüber Kosovo 

Die folgenden Schaubilder geben einen Überblick der zentralen Staaten, die direkt und indirekt 

die Verhandlung der kosovarischen Staatlichkeit in der EUropäischen Außenpolitik beeinflus-

sen. Neben den EU-Mitgliedstaaten werden auch relevante Nicht-EU-Staaten einbezogen (s.u.). 

Hierunter fallen die NATO-Mitgliedstaaten, die nicht Teil der EU sind, die Staaten des „West-

balkans” und die Mitgliedstaaten des UN-Sicherheitsrats, die alle eine zentrale Rolle für Koso-

vos Staatlichkeit spielen. Die Betrachtung berücksichtigt Diplomatie (Anerkennung; diploma-

tische Beziehungen; Unterstützung in internationalen Gremien; KFOR; Sonstiges) und Koope-

ration (Entwicklungszusammenarbeit; Direktinvestition; Handel; Kultur/Diaspora; Sonstiges).  

Wie die Analyse zeigt, sind die Beziehungen der EU-Staaten zu Kosovo vielschichtig und kom-

plex. Gleiches gilt für ihre Partner und Wettbewerber in der Region, wobei insbesondere die 

USA, aber auch Russland und seine hybride Kriegsführung einschließlich ausländischer Infor-

mationsmanipulation wichtig sind. Zentral bleibt das Verhältnis zu Serbien, das zudem ein 

wichtiger Faktor für die Positionen anderer Staaten auch innerhalb der EU ist. Als Nachfolger 

der Kontaktgruppe ist das Quint-Format heute ein zentraler außenpolitischer Akteur auf dem 

Westbalkan, bestehend aus Deutschland, Frankreich, Großbritannien, Italien und den USA, in 

der Regel auf der Ebene der Botschafter:innen und in enger Absprache mit der lokalen EU-

Vertretung. In dieser Gruppe werden alle zentralen Entscheidungen und gemeinsame Erklärun-

gen vorbereitet, denen sich die anderen EU-Mitgliedstaaten in der Regel anschließen. 

Erwartbar finden sich diejenigen EU-Staaten, die Kosovo nicht anerkennen, ganz unten in der 

Grafik. Dennoch gibt es signifikante Unterschiede in ihren Beziehungen zu Kosovo. Am aus-

geprägtesten sind sie mit Griechenland, das auch ein Konsulat in Prishtina unterhält. Wenn-

gleich weniger eng, waren die Beziehungen zur Slowakei bis zum Regierungswechsel Ende 

2023 ebenfalls konstruktiv. Rumänien hatte als Nachbar Serbiens und durch enge Verbindun-

gen der orthodoxen Kirchen sowie die Transnistrien-Problematik in Moldau und die ungarische 

Minderheit im eigenen Land viele Gründe gegen eine Anerkennung. Nach Aufnahme des EU-

geführten Dialogs wurde die Position zunächst pragmatischer und bewegt sich bis heute in der 

Mitte zwischen den konstruktiven Nicht-Anerkennern in der Slowakei und Griechenland und 

den entschiedenen Gegnern der Unabhängigkeit in Spanien und Zypern (Ivan 2019, 174f.). An-

dere EU-Staaten haben aus unterschiedlichen Gründen weniger stark ausgeprägte Beziehungen 

zu Kosovo. Wie das Schaubild zeigt, gehören Österreich, Kroatien und Slowenien zu den wich-

tigsten EU-Partnern Kosovos. Kontroverser ist die Unterstützung Kosovos für Bulgarien, Polen 

und Tschechien, vor allem durch ihre Beziehungen zu Serbien. Finnland, Schweden, Dänemark 
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und die Benelux-Staaten unterstützen demokratische Entwicklungen im Land, stehen einer Er-

weiterung in Südosteuropa jedoch auch kritisch gegenüber. Die baltischen Staaten Lettland, 

Litauen und Estland haben kein besonders tiefes Verhältnis zu Kosovo oder den anderen West-

balkan-Ländern, unterstützen aber deren EU-Integration und Kosovos Unabhängigkeit. Portu-

gal, Irland und Malta sind ebenfalls kaum in Kosovo involviert, sprechen sich aber grundsätz-

lich für eine Integration in die EU und in multilaterale Foren aus. Trotz enger Verbindungen zu 

Serbien entschied sich Ungarn früh für eine Anerkennung der kosovarischen Unabhängigkeit, 

doch unter der Regierung von Ministerpräsident Orbán gewann die Beziehung zum serbischen 

Regierungschef Vučić zulasten derjenigen mit Prishtina zunehmend an Bedeutung.  

Obwohl Island keine eigene Armee hat, unterstützt es KFOR in technischen Bereichen (Ćirić 

2020); Kanada ist mit einem kleinen Truppenkontingent vertreten. Norwegens Regierung lie-

ferte neben KFOR-Truppen auch technische und diplomatische Unterstützung und unterstützt 

den EU-geführten Dialog auch finanziell. Die Schweiz bezeichnet sich selbst als eines der 

„wichtigsten Partner- und Geberländer” Kosovos (EDA 2025), mit einer großen und aktiven 

kosovo-albanischen Diaspora seit den 1960er Jahren, engen diplomatischen, wirtschaftlichen 

und kulturellen Beziehungen und einem gewichtigen KFOR-Kontingent trotz Neutralität. 

 

Tabelle 1: Beziehungen der EU-Staaten zu Kosovo 
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Mit den anderen Ländern des sogenannten Westbalkans verbinden Kosovo seit Jahrhunderten 

vielschichtige Beziehungen, besonders mit Albanien und Serbien. Kosovo ist neben Albanien 

das einzige mehrheitlich albanische Land der Welt und war ein Anlaufpunkt für Albaner:innen 

aus ganz Jugoslawien. Seit dem Ende der Diktatur ist Tirana der wichtigste regionale Unter-

stützer Kosovos geworden und die Länder sind heute politisch, wirtschaftlich, sozial und kul-

turell tief verbunden. Die Beziehungen zu den Nachbarländern Nordmazedonien und Mon-

tenegro sind kooperativ und zumeist konfliktfrei. Das Verhältnis zu Bosnien-Herzegowina ist 

durch die gegensätzlichen Haltungen der beiden Entitäten des Landes kompliziert. Laut seiner 

Verfassung betrachtet Belgrad Kosovo als integralen Teil seines Staatsgebiets und wirbt seit 

dem Scheitern der Ahtisaari-Verhandlungen gegen die Anerkennung der Unabhängigkeit und 

die Aufnahme in internationalen Foren. Durch Kosovo als zentrales Motiv im Selbstbild Ser-

biens gibt es wenig Raum für rationale Debatten (s.a. Savić 2014; Ejdus & Vulović 2025). 

 

Tabelle 2: Beziehungen relevanter Nicht-EU-Staaten zu Kosovo 

Parallel zur Beitrittsperspektive der Westbalkan-Länder schwand der Einfluss der EU zuguns-

ten nicht-westlicher Staaten, die mindestens teilweise in (geo-)politischer Konkurrenz zu ihr 

stehen. So warnten EU-Abgeordnete, „dass durch die mangelnde Glaubwürdigkeit der Erwei-

terungspolitik der Union in den vergangenen Jahren in den Westbalkanländern ein Nährboden 

für böswillige dritte Akteure, insbesondere Russland und China, geschaffen wurde” (Europäi-

sches Parlament 2023, 3). Neben diesen beiden werden die Türkei und die Golfstaaten Katar, 
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Saudi-Arabien und die Vereinigte Arabische Emirate genannt (Rey 2017). Russland blockiert 

Kosovos Integration in Internationale Organisationen durch seinen Sitz im UN-Sicherheitsrat 

und unterstützt das serbische Narrativ, das Moskau als Schutzmacht Serbiens und der Serb:in-

nen auch im Nordkosovo stilisiert (Ioniță 2017, 412f.). Weniger aufgeladen sind die Beziehun-

gen zu China, das die serbische Position zwar stützt und eine Anerkennung unter dem Prinzip 

der Nichteinmischung vor allem mit Blick auf Taiwan ablehnt, allerdings einen pragmatische-

ren Umgang mit dem Status quo pflegt und wirtschaftliche Beziehungen ausbaut. Ankara gehört 

zu den wichtigsten Investitionspartnern Kosovos, zudem pflegen die Länder tiefe politische und 

kulturelle Beziehungen und können kosovarische Staatsbürger:innen seit 2009 visafrei in die 

Türkei reisen (Visoka 2019, 9). Die Beziehungen sind jedoch nicht unkompliziert. 

 

Die Verhandlung von Kosovos Staatlichkeit in der EU-Außen- und Erweiterungspolitik 

(Zusammenfassung der Analyse) 

Die Europäische Gemeinschaft bekannte sich im Zuge des Kosovo-Kriegs zu einer besonderen 

Verantwortung gegenüber den Nachfolgestaaten Jugoslawiens und Albanien und erweiterte in 

den Folgejahren ihre außenpolitischen Kompetenzen und Institutionen, um in Verbindung mit 

der in der Vergangenheit bereits erfolgreich eingesetzten Erweiterungskonditionalität die von 

ihr „Westbalkan” getaufte Region zu stabilisieren und zu demokratisieren und so auf einen EU-

Beitritt vorzubereiten. Dazu nutzte sie vielseitige finanzielle und politische Mittel, die vor allem 

in Kosovo mit einem tiefen Eingriff in die Souveränität einherging, was vielfach als Versuch 

gedeutet wurde, neue Mitglieder nach eigenem Vorbild zu schaffen. 

Dabei waren der Ansatz und die ihm zugrundeliegenden Konzepte von vornherein problema-

tisch, insbesondere die mit dem „Balkan”-Begriff einhergehenden Vorannahmen, die die Stra-

tegien und Instrumente der EU negativ beeinflussten, in Verbindung mit der daraus hervorge-

henden Dichotomie mit „Europa”, das die vermeintliche Verschiedenheit der beiden betont und 

sie gleichzeitig homogenisiert und voneinander abtrennt. So wurde institutionell und diskursiv 

eine harte Grenze zwischen Mitgliedstaaten und „Nachbarn“ gezogen. Durch den effektiven 

Stillstand des Erweiterungsprozesses vergrößerte sich die rhetorische, aber auch sozio-ökono-

mische Distanz noch, während gegenseitige Verbindungen in Wahrheit wuchsen. Viele der 

Herausforderungen waren zudem keineswegs auf die Länder beschränkt und traten gerade we-

gen der fehlenden Integration stärker hervor. Neue Instrumente wie der Berliner Prozess ab 

2014 und der Wachstumsplan für den Westbalkan ab 2022 konnten den fehlenden politischen 

Willen der EU-Staaten wie auch der politischen Eliten in den Kandidatenländern nicht ersetzen, 
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zumal letztere den Prozess dazu nutzten, klientelistische Netzwerke zu stärken und echte Re-

formen ihren Interessen daher zunehmend zuwiderliefen.  

Im Verlauf multipler Krisen wurde die EU-Außen- und Erweiterungspolitik zunehmend politi-

siert und intergouvernementalisiert und insbesondere im Fall Kosovos manifestierte sich dabei 

das Paradox, dass sich trotz abnehmender Relevanz bestehende Kontroversen vertieften. Dabei 

waren divergierende innen- und außenpolitische Prioritäten, aber auch interne Entwicklungen 

innerhalb und Wechselwirkungen zwischen den beteiligten EU-Institutionen entscheidend. Sie 

spielten auch eine wichtige Rolle für lokale Entwicklungen in Kosovo (und Serbien), die wie-

derum entscheidend für die EU-Politik und ihre Ergebnisse waren. 

Offiziell wurde die GASP in Kosovo durch den EAD bzw. EUSR vertreten, aber in der Praxis 

war eine Vielzahl von Akteuren auf allen Ebenen beteiligt. Fehlende Erfahrung, mangelnde 

Vereinheitlichung und strategische Vagheit in Verbindung mit entsprechender Kommunikation 

machte die Interpretation und Umsetzung der Ziele immer stark personenabhängig, von der 

politischen Leitungsebene bis zur Ausführung durch internationale Beamte vor Ort. Die Kom-

plexität der internen Abstimmungen ging von vornherein zulasten lokaler Agency bzw. Eigen-

verantwortung der neuen Institutionen, nicht nur durch das EULEX-Exekutivmandat, sondern 

praktisch bei jedem Schritt der „Verhandlungen“. Auch NRO und lokale Medien, von der EU 

selbst eigentlich als wichtiges demokratisches Korrektiv gefördert, wurden vielfach als Dienst-

leister verstanden und nicht systematisch einbezogen. Hier zeigte sich nicht zuletzt das Unver-

mögen der EU, die Konditionalität und Kriterien des Beitrittsprozesses in die Instrumente des 

Staatsaufbaus zu übersetzen. Weitere Gründe waren fehlendes Vertrauen in lokale Akteure und 

daraus resultierendes Mikromanagement, sowie die Präferenz kurzfristiger Stabilität gegenüber 

Nachhaltigkeit der Reformen, wodurch bleibende Abhängigkeiten geschaffen wurden.  

Der internationale Nationsaufbau, an dem auch die EU von Beginn an maßgeblich beteiligt war, 

bemühte sich offiziell um Inklusion, was in der Praxis jedoch mit der Unterdrückung kollektiver 

und individueller Erinnerungen einherging und kein Platz für Traumata im gesellschaftlichen 

Aushandlungsprozess ließ. Dabei war die Statusfrage von vornherein die größte Herausforde-

rung einer autonomen EU-Politik in Kosovo und schürte auch Misstrauen und Missgunst in der 

Mehrheitsgesellschaft gegenüber Minderheiten – vor allem Serb:innen – und den Rückhalt der 

multi-ethnischen Prinzipien in Kosovo. Besonders die mehrheitlich serbischen Provinzen im 

Norden blieben lange in einem Schwebezustand, was die Souveränität Kosovos und die Unab-

hängigkeit der Enklaven von Serbien beschränkte. Der Dialog als Instrument zur „Normalisie-

rung“ zeigte sich zunächst erfolgreich für eine vertiefte Integration, aber durch fehlende 
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Umsetzung der Abkommen und nicht zuletzt die Stellvertreter-Funktion der EU anstelle echter 

Kooperation zwischen Kosovo und Serbien bzw. innerhalb Kosovos blieb sie oberflächlich und 

fragil, wie der Streit um einen möglichen Landtausch 2018 und der Austritt eines Großteils der 

Kosovo-Serb:innen aus den Institutionen 2022 bewies. In der Folge wurden sie weiter margi-

nalisiert und vergrößerte sich ihre Abhängigkeit von Belgrad zulasten vertiefter Integration. 

Durch das Framing des Dialogs als im Interesse der Parteien und der von ihnen geführten Ver-

handlungen verschleierten die vermittelnden Parteien ihre eigenen Interessen und Ziele. Um 

ihre Position als außenpolitischer Akteur zu festigen, muss sie sich als Diplomatin beweisen, 

und um das seit 2003 bestehende strategische Ziel der Erweiterung der EU in der Region errei-

chen, müssen Serbien und der Kosovo ihre Konflikte überwinden. Auch für die Klärung der 

Statusfrage in der EU selbst ist die Einigung zwischen den beiden zentral. Die strategische 

Ambiguität suggerierte lokale Gestaltungsmacht, während der Verhandlungsrahmen in Wahr-

heit exklusiv von der EU festgelegt wurde. So entzog sie sich auch der Verantwortung gegen-

über den lokalen Gesellschaften. Zudem zielte die Ambiguität darauf ab, ethno-territoriale Fra-

gen zunächst auszublenden, wodurch diese letztendlich gestärkt wurden. Im Bestreben, den 

Dialog als außenpolitischen Erfolg darzustellen, ignorierten die Vermittler:innen zentrale Hin-

dernisse im Prozess, wodurch sich diese weiter vertieften. Auch das Ziel der EUropäisierung 

wurde durch die Verschleppung der Statusfrage und die zunehmende Isolation Kosovos in der 

Erweiterungspolitik gefährdet, besonders im Zuge der Verzögerung der Visaliberalisierung. 

Wenn auch offiziell nicht von allen EU-Staaten anerkannt, waren die Ahtisaari-Prinzipien stets 

die Leitlinien der EU-Strategien für Kosovos Zukunft als multiethnischer und schlussendlich 

unabhängiger Staat und der Dialog in Verbindung mit der Beitrittsperspektive der vielverspre-

chendste Ansatz für eine dauerhafte Einigung mit Serbien. Doch in der Praxis stellte der Dialog 

die Grundsätze Ahtisaaris in Frage, wodurch Vorstöße für Grenzverschiebungen und andere 

mono-ethnische Lösungsvorschläge neuen Raum gewannen. Insgesamt ließ der Fokus auf eth-

nisch-territorialen Faktoren die Folgen der Parallelstrukturen, die Effekte der Enklavisierung 

auf die Staatlichkeit Kosovos und vor allem die Auswirkungen auf die Bewohner:innen der 

umstrittenen Gebiete und ihre (Sicherheits-)Interessen außer Acht. Darüber hinaus unterstützte 

die fehlende Sanktionierung spaltender Politik und Rhetorik insbesondere der serbischen Re-

gierung durch die EU ethno-nationalistische Agenden in der gesamten Region, die nach den 

Kriegen in den 1990er Jahren nach wie vor sensibel für diese waren. Diese Entwicklungen 

stehen im klaren Widerspruch zu den politischen Zielen des Dialogs und des EU-geführten 

Staatsaufbaus in Kosovo und der Region insgesamt.  
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Obwohl die EU und eine große Mehrheit der Mitgliedstaaten die etwaige Anerkennung der 

kosovarischen Unabhängigkeit schon vor 2008 als unumgänglich angesehen hatten, vertraten 

sie diese Position nicht öffentlich. Die anhaltende Ambiguität erschwerte die Eingliederung und 

Rückkehr von Kosovo-Serb:innen in andere Teile Kosovos und legitimierte serbischen Ansprü-

che. Diese Ausgangslage änderte sich durch die Politik unter der Regierung der linksliberalen 

Partei Vetëvendosje, doch die damit einhergehenden Konfrontationen und fehlenden internati-

onalen Absprachen alarmierten die Regierungen der EU-Mitglieder und führten zu den Maß-

nahmen gegen Kosovo, während die innenpolitische Blockade, die beinahe das gesamte Jahr 

2025 umfasste, zu einem Stillstand des Dialogs und der EU-Annäherung beitrugen.  

Mangelnde Fort- bzw. sogar Rückschritte in der Integration hatten maßgebliche Folgen insbe-

sondere für die Kosovo-Serb:innen und anderen Minderheiten, ebenso wie auf Kosovos terri-

toriale und staatliche Integrität sowie die Chancen auf langfristige Versöhnung und Koopera-

tion als Schlüssel zur (EUropäischen) Zukunft der Region. Die Instrumentalisierung der EU-

Politik durch lokale Eliten zugunsten klientelistischer Netzwerke und state capture verdeutlich-

ten sich in der Debatte um den serbischen Gemeindeverband. Spätestens der Landtausch-Vor-

schlag 2018 legte die Grenzen des Eliten-basierter Dialogs offen und verdeutlichte die Notwen-

digkeit für mehr Transparenz und Inklusion im Dialog, klare Definitionen von Prinzipien und 

roten Linien, sowie einen parallelen Versöhnungsprozess. Bis Ende 2025 ist ein solches Um-

denken jedoch nicht zu erkennen und zudem fraglich, ob die EU über die nötige Glaubwürdig-

keit verfügt, den Prozess zu reframen. Um Vertrauen zurückzugewinnen, ist nicht zuletzt eine 

Aufarbeitung der Rolle der EU und ihrer Mitgliedstaaten in den internationalen Interventionen 

insbesondere der NATO unabdingbar, da diese in aktuellen Diskursen von innen und außen 

manipuliert werden, zumal die (kollektive) Erinnerung an die Hintergründe verblasst. 

 

In der Folge bleibt die Statusfrage weiterhin ungeklärt sowie intern wie extern umstritten und 

wird lokal wie international zugunsten ethno-territorialer Ansprüche genutzt, welche die nor-

mativen Grundsätze und damit die Basis der EU als Zivilmacht existentiell gefährden. Die Ana-

lyse der EU-Politik in Kosovo – dem umfangreichsten außenpolitischen Eingreifen ihrer Ge-

schichte – verdeutlicht die Grenzen der aktuellen EU-Außen- und Erweiterungspolitik, deren 

normative Ansprüche gemäß ihrem intergouvernementalen Charakter regelmäßig innenpoliti-

schen Interessen untergeordnet wurden. Angesichts der aktuellen geopolitischen Umwälzungen 

zulasten dieser Grundsätze auf globaler Ebene ergibt sich daraus die Notwendigkeit eines radi-

kalen Umdenkens zugunsten einer umfassenden regionalen Strategie, die zentrale Normen in-

tern wie extern stärkt und so neues Vertrauen und langfristige Resilienz aufbaut.  
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